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Nr. 16 ».Jahrgang 2t. Novem1 er im

ffir die gesamte Sozialversicherung*
fachze.rschr.fr des ZenrralVerbandes der AngesheUhen

Erscheint regelmiSig mit dtr Verbudszeitschrift

„Der freie AcgestelUe".

Geschäftsstelle:

Berlin SO- 26, Oranienstraße 40/41
Bes«! durch die Postaastalte«. Aaxeizea werde«

nickt aufgenommen.

Verordnungen.
Wenn es auf die Fülle der ergangenen Verordnungen an¬

käme, dann könnte es der deutschen Sozialversicherung nie

besser gegangen sein als in den letzten Wochen. Jeder Kenner

der Verhältnisse weiß aber, daß die Lage der Träger der

Sozialversicherung heute katastrophaler ist denn je. Alle Ver¬

ordnungen sind mehr oder weniger Halbheiten, die die Krankheit

zwar etwas lindern, dem kranken Körper aber keine Heilung

bringen können.

Oie Verordnung über Krankenhilfe bei den Krankenkassen

vom 31). Oktober 1923 (RQBI. Teil I Nr. 112 S. 1054) versucht

die Inanspruchnahme der Äerzte und ihre Zulassung zur Behand¬

lung von Krankenkassenmitgliedern zu regeln. Es ist bei dem

inneren Widerstreben der Äerzte, dic auch heute noch keines¬

wegs an eine Notgemeinschaft mit den Ortskrankenkassen gegen

den Wucher der chemischen Fabriken denken, zum mindesten

sehr zweifelhait, ob durch diese Verordnung eine Besserung in

uem Verhältnis zwischen Krankenkassen und Aerzten erzielt

wird. Die Versicherten müssen nach § 25 der Verordnung in

allen Fallen mindestens 10 Proz. der Kosten iür Arznei-, Heil-

und Stärkungsmittel selbst tragen. Das Wichtigste ist größte
Sparsamkeit in der Verordnung von Arzneien. Daß darin noch

immer des Guten zu viel getan wird, hat die Allgemeine Orts¬

krankenkassc Dortmund erfahren. Sie ließ bei einigen der am

meisten beschäftigten Kassenärzte die Rezepte abholen und

seihst in den Apotheken anfertigen. Dadurch wurde den Mit¬

gliedern das Auslegen dar von den Apothekern verlangten
Kosten erspart. Die Mitglieder konnten die Medikamente dann

voj der Kasse abholen. Es stellte sich heraus, daß in sehr vielen

Fällen Mixturen, Einreibungen, Salben, Pastillen, Spezialitäten.

Injektionen usw. von der Kasse nicht abgeholt wurden.

Die Verordnung über Aerztc und Krankenkassen vom 30. Ok¬

tober 1923 (ROBI. Teil I Nr. 1112 S. 1051) schafft Einrichtungen,

durcii die das Vertragswescu zwischen Aerzten und Kranken-

Kassen geregelt wird.

Einen Eingriff in das Selbstverwaltangsrec.it der Träger der

Unfallversicherung enthält die Verordnung über Vcrsicherungs-

ti&ter ia der Unfallversicherung vom 30. Oktober 1923 (RQBI.
Teil 1 Nr. 112 S. 106,?). An anderer Stelle dieser Zeitschrift

wird auf ihren Inhalt eingegangen.

Die Verordnung über Vereinfachung in der Sozialversiche¬

rung vom 30. Oktober 1923 (RQBI. Teil I Nr. 112 S. 1057) regelt

das Verhältnis zu den Aufsichts- und Spruchbehörden und das

Verhältnis der Angestellten- zur Invalidenversicherung.
Neue Aufgaben werden den Krankenkassen durch die Ver¬

ordnung über dic Aufbringung der Mittel für die Erwerbsioscu-

fürsorge vom 15. Oktober 1923 (RQBI. Teil I Nr. 104 S. 984) zu¬

gewiesen. In welcher Höhe und wie die Beiträge zur Erwerbs¬

losenfürsorge einzuziehen sind, wird in dieser Verordnung und

in den Ausführungsbestimmuugen vom 25. Oktober 1923 (RGBl.
Teil F. Nr. 109 S. 1027) gesagt. Die Beiträge dürfen 20 Proz. des

Kranken-kassenbekrags nicht übersteigen und sind je zur Haltte

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu tragen. Sie sind spä¬

testes 3 läge nach ihrer Einnahme au die zuständige Gemeinde

abzufahren.

Durch die Verordnung über die Verdienst- und Einkommens-

grenze in der Krankenversicherung vom 6. November 192^

(RQBI. Teil I Nr. 114 S. 1083) wird die Verdienstgrenze auf

15 Billionen monatlich, die Frist zur Meldung der neu versiche¬

rungspflichtigen Personen bis 26. November 1923 erstreckt.

In die innere Verwaltung der Träger der Sozialversicherung
greift dic Verordnung über Herabminderung der Personalaus-

KJhcn des Reichs (Persoualabhauverordnung vom 27. Oktober

1923, RGBl. Teil I Nr. 108 S. 999) ein. In ihrer Abwehr müssen

Versicherte, Verwaltung und Angestellte gleichermaßen einig
sein. Eine Verringerung des Personals in den Verwaltungen der

Sozialversicherung ist nur möglich durch eine Vereinfachung

ihrer Geschäftsführung und der ihre Grundlage bildenden Gesetze.
Durch mechanische Eingriffe von außen her ist eine gesunde
Ausgestaltung der Sozialversicherung nicht zu erreichen.

Wer ruhig und vorurteilslos die Flut der Verordnungen über¬

schaut, deren eingehende Besprechung bei weitem den Raum
unserer Zeitschrift überschreiten würde, muß zu der Ueberzeu¬

gung kommen, daß auch hier weniger mehr gewesen wäre. Mit

immer neuem Flickwerk ist der Sozialversicherung nicht zu lie¬

fen. Es ist höchste Zeit, daß ganze Arbeit durch eine Verein¬

fachung und Zusammenlegung der gesamten Sozialversicherung
gemacht wird.

Die Personal-Abbau-Verordnung.
In die Verordnung zur Herabminderung der Pcrsonalaus-

gaben des Reichs (Personalabbauvcrordnung (vom 30. Oktober

1923), RGBl. Teil I Nr. 10S) sind auch die Beamten und Angestell-
tep der Versicherungsträger einbezogen worden (Art. 17). Bei

den Verhandlungen über diese Verordnung am 22. und 23. Ok¬

tober im Rcichsiinanzministerium haben wir uns entschieden

gegen die Einbeziehung ausgesprochen, weil weder rechtlich

noch wirtschaftlich ein Grund hierzu vorliegt. Denn auf Lebens¬

zeit angestellte Beamte und Angestellte sind bekanntlich bei den

Versicherungsträgern nur in geringer Zahl vorhanden, und dic

Entlassungsmöglichkeit für die übrigen Angestellten ist jederzeit
gegeben, da sie aus wichtigem Grunde (notwendig werdende

organisatorische und technische Aenderungen in der Verwaltung)
kündbar sind.

Die Verordnung bedeutet eine weitere Einschränkung des

Selbstverwaltungsrechts der Versicherten und eine Belastung der

Versicherungsträger mit neuen Ausgaben an Wartegcld und

Pensionen. Der Effekt für die Angestellten ist der, daß die Auf¬

sichtsbehörden ein neues Mittel in die Hand bekommen haben*

Angestellte, deren Nase ihnen nicht gefällt, kaltzustellen und

Einfluß auf die Neubesetzung von Stellen auszuüben (Art. 17

I 1 Abs. 2). Zwar ist bei den Verhandlungen im Rcichsfinanz-
ininistcrium vom Ministerialrat Ott (Reichsarbeitsministerium«1
dic Erklärung abgegeben worden, daß die erforderliche Zustim¬

mung der Aufsichtsbehörde zur Neubesetzung einer Stelle nur

eine Einstellungssperre bedeute, und daß Neueinstellungen nicht

vom „Nachweis der fachlichen Befähigung44 abhängig gemacht

werden, aber der Wortlaut der Verordnung läßt in dieser Be¬

ziehung an Klarheit zu wünschen übrig.

Die Beamten und Angestellten mit Anspruch auf Ruhegehalt
müssen mit 65 Jahren (Art. 1 Ziffer VI) und können auf ihren

Antrag mit 58 Jahren 'Art. 2) pensioniert werden. Sie köuneu

auf Verfügung der Aufsichtsbehörde jederzeit Mii Warteveld ge¬

setzt werden (Art. 3). Dieses betrifft je nach der Zahl der

zurückgelegten ruhegehaitsfähigen Dienstjahre 40 bis SO Prof¬

ites Diensteinkommeus. Hierbei ist zu beachten, daß der An¬

spruch auf WartegelJ nicht die Anwendung des Sperrgesetzes
nach sich zieht. Dies ist ausdrücklich vom Ministerialrat Dr,

Kühnemanu vom Reichsfinanzminister tum bestätigt worden«

Wenn übereifrige Oberversicherungsärnter dies dennoch ver¬

suchen sollten, bitten wir um Mitteilung. Bei der Auswahl der

iu den einstweiligen Ruhestand zu Versetzenden soll in erster

Linie der Wen der dienstlichen Leistungen entscheidend seial

Wer unsere Aufsichtsbehörden kennt, kann sich ein Bild davon

machen, wie sich diese Bestimmung auswirken kann. Bei gleich¬

wertigen Leistungen sind die wirtschaftlichen und Familienver¬

hältnisse maßgebend. Auf Wartegeld gesetzte Beamte und Au¬

gestellte können auf ihren Antrag in den dauernden Ruhestand

versetzt werden. Freiwiliig Ausscheidenden bleibt der Anspruch

auf Pension erhalten (Art. 4J oder es wird ihnen eine Abfindungs¬

summe je nach der zurückgelegten Dienstzeit in Höhe von 1 bis

8 Monatsgehältern gezahlt (Art. 5). Zu beachten ist auch, was

in Art. 7 Abs. 1 über die Einstellungwperre bestimmt ist Ver-
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heirateten weibüchen Beamten nnd Angestellten kann, auch

wenn mc lcbcns!;injlich angestellt sind, wenn nach dem Er¬

messen der zuständigen Behörde ihre wirtschaftliche Versorgung

csichert erscheint, Jederzeit am ersten Werktag des Monats

mm Monatsschluß eekürtdigt werden (Art. !4).

Den Angesteliten def Versicherungsträger, die keinen An¬

spruch aui Ruhegehalt haben, kann mit monatlicher Frist, spä¬

testens am ersten Werktag des Monats zum Monatsschluß, gc-

klii d ~:t werden. Entgegenstehende gesetzliche oder vereinbarte

Anstc.!'jngsbcdinguugcrt treten mit der Maßgabe außer Kraft, dafl

kuriere Kündigungsfristen wirksam bleiben. Die Entlassenen

erhalten eine Abfindungssumme in Höhe von 1 bis 8 halben

Monatsk'chä lern, mindestens aber ein Monatsgehalt, je nach

der zurückgelegten Dienstzeit ohne Anrechnung der

Kricgsd-cnstzef, weibüche jedoch nur dann, wenn nach

«fem Ermessen der zuständigen Behörde ihre wirt¬

schaftliche Versorgung nicht gesichert erscheint (Art. 17 § 2

Abs. 1). Da Einspruch aof Orund des § 84 Abs. 4 BRO. ist

aicht mögi-ch, da diese Gesetzesbestimmung, wie auch die Ver¬

ordnung über die Einstellung und Entlassung usw. vom 12. Fe¬

bruar 1920 und das Oesetz über Kündigungsbeschrünkungcn im

Einbruchsgebiet vom 17. Juli 1923, soweit es sich um Entlassun¬

gen handelt, außer Kraft gesetzt worden sind (Art. 16). Neu-

emstellungen dürfen nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde

erfolgen. Ausnahmen sind zulassig, wenn es sich om eine vor-

libe rechen de. zur Erfüllung außerordentlicher und dringender

dienstlicher Bedürfnisse notwendige Beschäftigung (Aushilfen)

handelt (Art. 17 5 2 Abs. 2).

Soweit Verträge« Dienstordnungen, Satzungen und sonstige

Vorschriften den Vorschriften der Verordnung entgegenstehen,

sind sie unwirksam (Art. 17 § 3 Abs. 1).

Beim Reichstag haben wir erneut die Aufhebung des Art 17

beantragt. Ob und inwieweit eine Entlassung von Angestellten

bei den Versicherungsträgern überhaupt möglich ist, wird sich

aach den dienstlichen Bedürfnissen richten. Vor allen Dingen

sind, nm einen unnötigen oder planlosen Eingriff zu vermeiden.

Verhandlungen mit den Vorständen der Versicherungsträger not¬

wendig, die sich ihrerseits im Beschwerdeweg gegen unberech¬

tigte Anordnungen der Aufsichtsbehörden wenden müssen. Wo

Entlassungen stattfinden, muß auf Qrund der §§74,66 Zitier 3, 78

Zitier 1 nnd 84 Ziffer 1 bis 3 BRO. vorgegangen werden, soweit Be¬

triebsräte in Frage kommen, auch auf Grund der §§ 96 und 98 BRG.

Dabei weisen wir darauf hin, daß auch das Schlichtungswesen

«durch Verordnung vom 30. Oktober 1923 (RQBI. Teil I Nr. 111)

vom 1. Januar 1924 ab geändert wird. Im übrigen haben die

Versicherungsträger und dic Angestellten darüber zu wachen,

daB dieser unerhörte Eingriff in ihre Rechte abgewehrt wird.

Verwaltung.
Nene Verordamg ur Unfallversicherung. Die Reichsregierung

bat aui Grund des Ermächtigungsgesetzes eine Flut von Verord¬

nungen erlassen, von denen zunächst dic Verordnung übcrPostvor-

schüssc und Beiträge vom 26. Oktober 1923 von Bedeutung ist.

Danach können die Vorstände der Berufsgenossenschaften Vor¬

schüsse auf die Beiträge erheben, um den voraussichtlichen Be¬

darf an Geldmitteln zn decken und Betriebsmittel in angemesse¬

ner Höhe bereitzustellen. Dic Vorschüsse können in einem Viel¬

fachen des Umlagebeitrags des letzten Jahres oder in Hundert¬

sten des Jeweils von den Versicherten verdienten Entgelts be¬

stehen oder nach der Zahl der Versicherten berechnet werden.

An die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung oder die

Satzungsbestrnmungcn über Vorschüsse ist der Vorstand nicht

gebunden. Bei der Berechnung der Beitragsvorschüsse können

die Gcfahrtariic auüer Betracht bleiben. Auch kann der Vor¬

stand bestimmen, daß und in welcher Weise bei verspäteter

Vorschußzahlung Veränderungen des Geldwerts zu berücksich¬

tigen sind. Diese Verordnung soll den Berufsgenossenschaften
den weitesten Spielraum dazu geben, sich uieder finanziell selb¬

ständig zu machen.

In einer zweiten Verordnung über Versicherungsträger in

der Unfallversicherung vom 30. Oktober 1*23 wird im wesent¬

lichen folgendes bestimmt: Der Reichsarbeitsminister kann,

wenn es zur Erhaltung oder Durchführung der Unfallversicherung

• »Jer zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Versicherungs¬

träger erforderlich ist. I. Aenderungen im Bestand der Bernfs-

Kenossenschaftea vornehmen, insbesondc-f 5-trufsKctinssenschaf-
ten vereinigen, auflösen, einzelne QeafletiMzweige oder ortlich

begrenzte Teile aus einer Berufsgenossenschaft ausscheiden oder

einer Be'iri&gcnossenschaft zuteilen und neue Berufsgenosscn-

schafttii -tr.whtcn; 2. Landesversicherungsanstalten zu Trägern

der Unfallversicherung machen.

Damit ist dem Reichsarbeitsministcr die Ermächtigung ge-

Beben, das gesamte Unfallversicherung«^ esen organisatorisch

umzugestalten.

Qründungsversammluat des Reichsknappschaftsvereins. In

Nr. 15 unserer Zeitschrift berichteten wir fibei die Vorarbeiten

ffir die neue Satznng. Den unverschämten Angriffen in der

.Deutschen Arbeitgeberzeitung-1 ist prompt die Sabotage der

Unternehmer in der Qründnngsversamrnlung des Reichsknapp¬

schaftsvereins, die am 15. November in Dresden ta^te, geio

Unter dem Vorwande, daß dic im Gesetz vorgesehenen Leistun¬

gen eine unerträgliche finanziere Belastung des Bergbaues

bringen, verhinderte dic Arbeitgeberabteiluug das Zusl !c-

kommen der Satzung.

Gewerkschaftliches.
Zur Tarffgemcinsctiaft mit üem Hauptverband deutscher

Ortskrankenkassen. Es schweben zurzeit Verhandlungen dar¬

über, die Tanfgemeinschaft nebst den bezirklichen Eraaiuanxen

noch einige Zeit unverändert weiterlaufen 2u lassen. Nach Ab¬

schluß der Verhandlungen erhalten die Fachgruppen Bescheid.

Zar Reichsbesoldungsordnung. Die Meßziffer für die Zeit

vom 9. bis 16. Oktober wurde nachträglich auf 35 000 erhöht;

für die Zeit vom 17. bis 24. Oktober betrug sie 159000, vom 25.

bis Ende Oktober 2031000. vom 1. bis 8. November W155600

und vom 9. November an 30 000000. Aus kassentechnischen

Gründen ist eine neue Berechnungsweise für die örtlichen

Sonderzuschläge eingetreten. Der örtliche Sonderzuschlag steht

künftig in einem bestimmten prozentualen Verhältnis zu den

übrigen Gehaltsbezügen (Grundgehalt, Ortszuschlag, Kinder¬

zuschlag und Frauenznlage). In Orten mit einer Meßzahl von

140 beträgt der Hundertsatz 1 Proz., bei 490 35 Proz., bei 840

6 Proz., bei 1190 8,5 Proz., bei 1470 10,5 Proz.. bei 1820 13 P_<>/.,

bei 2170 15^ Proz., bei 2520 18 Proz., bei 2870 20,5 Proz., bei

5250 37,5 Proz^ bei 7350 52.5 Proz., bei 3570 25,5 Proz.

Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes hat die Regierung den

Finanzminister ermächtigt, die Bezöge der Beamten für kürzere

Zeitabschnitte auszuzahlen als sie gesetzlich und vertraglich vor¬

gesehen sind. Infolge dieser Ermächtigung hat der Finanzmini¬

ster angeordnet, daß die Zahlungen zunächst auf ein Monats¬

viertel beschränkt werden, „um der Zahlung für spätere Monats¬

teile mit wertbeständigen Zahlungsmitteln nicht vorzugreifen".

Die Gehaltszahlung in wertbeständigen Mitteln soll nach Maß¬

gabe der vorhandenen Zahlungsmittel geschehen. Bei der Zah¬

lung am 8. und 9. November sollte möglichst ein Zehntel der

Gesamtbezüge wertbeständig gezahlt werden, bei der Zahlung

am 13. November 15 Proz. und bei der Zahlung am 17. November

30 Proz.

Aufwertung von Gehaltsanspriichen. Durch verspätete Ge¬

haltszahlungen sind den berufsgenosscnschaftlichcn Angestellten

erhebliche Nachteile entstanden. Die Berufsgenossenschaften

weigern sich regelmäßig, entwertet gezahlte Papiermarkgehälter

entsprechend der inzwischen eingetretenen Teuerung aufzuwer¬

ten. Das von uns wegen einer generellen Regelung dieser An¬

gelegenheit angerufene Reiehsversicherungsamt hat sich bisher

zurückhaltend ausgesprochen. Es weist auf die Zweifelhaftig¬

keit der Rechtslage, auf etwaige gesetzgeberische Maßnahmen

und auf die Schwierigkeit hin, die bei der Feststellung der

Höhe der Aufwertungen entsteht. Das Reiehsversicherungs¬

amt hat jedoch zugesagt, sich in Einzelfällen für die Gewährung

von Nachzahlungen angemessener Beträge einzusetzen. Was

dic rechtliche Seite angeht, so ist allerdings richtig, daß sie von

der Rechtsprechung bisher noch nicht geklärt ist. So hat sich

das Kanrniergericht in einer unglaublich rückständigen und welt¬

fremden Weise in einer Entscheidung vom 9. Juni 1923 immer

noch zu dem Grundsatz Mark ss Mark bekannt. Es gesteht aber

zu, dal? wegen Verzugs ein Schadenersatzanspruch (§§ 286, 288

Abs. 2 BGB.) begründet sei. Diesen Schadenersatzanspruch will

es indes nur soweit gelten lassen, als der Gehaltsemufänger den

ihm zuerkannten Betrag zur Anschaffung wertbeständiger
Sachen verwendet hätte. Gegenüber dieser unhaltbaren Ent¬

scheidung setzt Stell aber in letzter Zeit immer mehr die Auf¬

fassung durch, daß der Arbeitnehmer auf Grund seines Die::sf-

vertrags Anspruch auf ein bestimmtes Real einkommen I

Da Dienstverträge nach Treu und Glauben mit Rücksicht aal

die Verkehrssitte auszulegen sind (§ 157 BGB.) und da bei de
i r

Auslegung von Verträgen der wirkliche Wille der Parteien in

erforschen ist (§ 133 BGB.), hat der Arbeitgeber die verein! arte

Vergütung nach dem jeweiligen Kurswert der Papiermark zu ge¬

währen. Er kann sich vor allem nicht darauf berufen, dal' er

Unmöglichkeit einer unpünktlichen Gehaltszahlung infolge ¦!!-

gemeiner wirtschaftlicher Verhaltnisse nicht zu vertreten hatte

und deswegen zum Schadenersatz nicht verpflichtet sei. Tat¬

sächlich hat ja der Arbeitgeber dadurch gar keinen Schader,

daß er das Gehalt aufwertet: er erfüllt vielmehr nur seine ver¬

tragsmäßige Verpflichtung. Es empfiehlt sich, diesen Stand¬

punkt bei allen Verhandlungen über Aufwertung von Gehalts¬

bezügen nachdrücklich zu betonen.

¥•;AAUrertiic-fcfi £diriiU#iWr; i wcl Aajla.— ycrU«_ Ztbiaut trteiitj u#j ?dK«*wuüb \fX Urb4n> - Druc*; YerwSrU liiMUftdnftefctMtk - fctaUieh ia üorka»


